
zeitige Parteiführung im Kreml vor einer Rehabilitierung Trotzkis zu-
rückschreckt, sieht sie sich gezwungen, an die Stelle der Stalin-Legende 
nicht die Wahrheit, sondern einen Lenin-Mythos zu setzen.

Die wichtigste Folge der Umorientierung von Stalin auf Lenin ist die 
Verlagerung des bolschewistischen Interesses vom russischen Imperialis-
mus auf die Weltrevolution. Dadurch sind in der historischen Wissen-
schaft einige Korrekturen möglich geworden. Während Stalin z. B. unter 
Anwendung horrender Geschichtsklitterungen auf einer slawischen Ur-
zeugung des russischen Reiches beharrte, räumt man jetzt den Norman-
nen und Byzanz wieder einen gewissen Einfluß auf die russische Staats-
gründung ein. Doch diese Korrekturen werden sehr allmählich und vor-
sichtig vorgenommen und reichen für eine ernsthafte Objektivierung 
der Geschichtsschreibung noch lange nicht aus. So hat man wohl die 
Verdienste der ukrainischen und transkaukasischen Bolschewisten um 
die Revolution, die von Stalin aus persönlichen und nationalistischen 
Gründen bestritten worden waren, wieder anerkannt, aber über die 
Rolle der nichtbolschewistischen Kräfte in der Ukraine und im Kauka-
sus wird nach wie vor die Unwahrheit verbreitet.

In der Politökonomie kritisierte man die Art, wie unter dem Stalinis-
mus die Wirtschaft der westlichen Welt behandelt wurde:

„Viele Wissenschaftler nehmen der Wirtschaftlage des Kapitalis-
mus der Gegenwart gegenüber eine dogmatische und simplifizierende 
Haltung ein. Dies findet in einer unbegründeten Ablehnung oder in 
einem Verschweigen der Leistungen seinen Ausdrucl^, die in den kapi-
talistischen Ländern im Rahmen der Entwicklung der Produktion, der 
Wissenschaft und der Technik erzielt wurden. Sie tritt ferner zutage 
in einer Ignorierung der Unterschiede in der Lage der Arbeiterklasse 
und des Bauerntums der verschienen kapitalistischen Länder sowie in 
der Lage der einzelnen Schichten und Zwischenschichten des Proleta-
riats in jedem Lande.“

Die Diskrepanz zwischen der bisher üblichen kommunistischen Pro-
paganda über den Westen und der tatsächlichen Prosperität der west-
lichen Wirtschaft ist so augenfällig geworden, daß den Moskauer Theo-
retikern eine Überprüfung der taktischen Linie unerläßlich erscheint. 
Das bedeutet aber nicht, daß den Politökonomen nun angeraten wird, 
der Wahrheit nachzugehen, sie sollen nur die kommunistischen Thesen 
hinfort durch stichhaltigere Argumente untermauern:

„Den Wirtschaftlern ist die Aufgabe gestellt, die Prozesse zu er-
forschen, die die Vertiefung der allgemeinen Krise des Kapitalismus 
charakterisieren . . . Die Aufgabe besteht darin, diesen Untersuchun-
gen ein gebührendes theoretisdtes Niveau zu sichern und dem Dog-
matismus und der Simplifizierung zu entsagen.“

Die scharfe theoretische Unterscheidung zwischen Gesellschafts- und 
Naturwissenschaften, wie sie bei der ideologischen Vorbereitung des 
Neuen Kurses herausgearbeitet worden ist, hat die Lage der naturwis-
senschaftlichen Forscher und technischen Spezialisten günstiger gestaltet 
als die ihrer auf geisteswissenschaftlichem Gebiet tätigen Kollegen. Die 
Naturwissenschaft soll dem Kommunismus nicht ideologisch, sondern 
materiell dienen, nicht durch Mythenbildung, sondern durch technische 
Leistungen. Die fachliche Qualifikation wird wieder vor die politische 
Gesinnung gesetzt. So wurde auf dem XX. Parteitag wiederholt die For-
derung erhoben, daß sich die Parteifunktionäre, die sich mit Fragen der 
Wirtschaft bzw. der Wissenschaft befassen, selbst eine fachliche Bildung 
aneignen sollen. Die Einmischung der Ideologen in die Naturwissen-
schaft wurde zurückgepfiffen:

„Einige Mitarbeiter des Philosophischen Instituts nahmen zu philo-
sophischen Fragen der modernen Naturwissenschaft eine verkehrte 
Haltung ein . , . betrachteten z. B. die Relativitätstheorie von einem 
nihilistischen Standpunkt aus, verwarfen ihre wertvollen physika-
lischen Ergebnisse mit dem Hinweis, sie widersprächen dem dialek-
tischen Materialismus. Statt die gewaltigen wissenschaftlichen Ent-
deckungen der Vergangenheit, wie beispielsweise die von den Klas-
sikern des Marxismus hochgeschätzte Entwiddungstheorie Darwins, 
möglichst umfassend auszunutzen, konfrontierten einige wissenschaft-
lidte Mitarbeiter die Mitschurinschen Ideen in der Biologie mit dem

Darwinismus als einem ,platten Evolutionismus'; sie entwerteten den 
Darwinismus als eine .bürgerliche Theorie' und überantworteten ihn 
auf diese Weise den Sozial-Darwinisten, Rassisten, Eugenetikern und 
Neomalthusianern.“

Die „neue Arttheorie" Lyssenkos und die „neue Zellentheorie" der 
Lepeschinskaja, zwei berüchtigte pseudowissenschaftliche Lehren, die 
unter dem Stalinismus hochgekommen waren und die Sowjetbiologie in 
nicht geringe Verwirrung gestürzt hatten, wurden nunmehr parteiamt-
lich verurteilt. Einige große russische Wissenschaftler, Mitglieder der 
Akademie, die Stalin hatte maßregeln lassen, so der Physiologe Orbeli 
und der — inzwischen im KZ umgekommene — Genetiker Wawilow, 
wurden in allen Ehren rehabilitiert.

Die Isolierung der Sowjetwissenschaft gegenüber dem Westen wurde 
aufgehoben. Chruschtschow selbst erklärte:

„Wir müssen daher die Wirtsdtaft des Kapitalismus aufmerksam 
beobadtten, dürfen die Leninsdte These über die Fäulnis des Imper-
rialismus nicht simplifiziert verstehen und müssen alles das studieren, 
was Wissensdiaft und Tedtnik in den Ländern des Kapitalismus an 
besonders Wertvollem aufzuweisen haben, um die Errungenschaften 
des tedmisdien Fortsdiritts in der Welt im Interesse des Sozialismus 
auszuwerten.“

Zusammenfassend kann man sagen, daß wohl die Geistes- bzw. Ge-
sellschaftswissenschaften ähnlich der Kunst weiter dem ideologischen 
Zwang ausgesetzt bleiben — wenn auch in modifizierter und vielleicht 
gemäßigter Form —, daß jedoch im Bereich der Naturwissenschaften und 
der Technik alle Anstalten getroffen werden, die eine freie Entwicklung 
möglich machen sollen. Lim für den Wettkampf der großen Industrie-
mächte im Zeitalter der Atomwirtschaft, Elektronik und Automation 
gerüstet zu sein, sah sich die sowjetische Führung gezwungen, im natur-
wissenschaftlich-technischen Bereich die totalitären Barrieren weitgehend 
beiseite zu räumen. Das bedeutet, daß die Sowjetwissenschaft ein sehr 
gefährlicher Konkurrent des Westens werden kann, zumal ja die Dikta-
tur in viel großzügigerer Weise als die Demokratie Gelder für For-
schungszwecke bereitzustellen vermag. Die Freisetzung der Naturwis-
senschaft hat allerdings für das bolschewistische Regime auch eine Kehr-
seite: die schöpferische Tätigkeit, geistige Souveränität und Persönlich-
keitsdurchbildüng der Intelligenz wird, wenn sie sich tatsächlich unge-
hindert entfalten kann, ein Kristallisationskern der Opposition werden. 
Ist erst ein Kopernikus aufgetreten, wird der Giordano Bruno nicht 
lange auf sich warten lassen.

c) In Erziehung und Moral

Einige Beispiele sollen erläutern, wie sich die sogenannte „Leninisti-
sche Renaissance“ im pädagogischen Sektor auswirkt.

Der Stalinismus hatte die reformpädagogischen Bestrebungen, die in 
den zwanziger Jahren in der Sowjetunion wirksam waren, verworfen 
und sich zur herkömmlichen Lernschule bekannt, deren Methode des 
geistigen Drills und des Einpaukens dem totalitären System entgegen-
kam. Die Sowjetschule war die rückständigste in Europa. In den letzten 
Jahren konnte man nun beobachten, wie sich die Sowjetpädagogik all-
mählich wieder dem reformerischen Prinzip der Arbeitsschule zuwandte, 
freilich in eigentümlicher Deformierung. Man spricht von einer „Poly-
technisierung“ der Schule.

In der Praxis sieht das so aus: Die Lehrer der naturkundlichen Fächer 
wie Biologie, Physik, Chemie, Mathematik dürfen ihr Fachgebiet nicht 
mehr als wissenschaftliche Disziplin, sondern nur als Voraussetzung und 
Hinführung zum Produktionsprozeß betrachten. In den Schulstunden, 
die dem eigentlichen polytechnischen Unterricht vorbehalten sind, wer-
den die Schüler — auch die Oberschüler — mit der Produktion selbst be-
kannt gemacht. Sie haben zu lernen, wie man mit Maschinen umgeht, 
sie müssen bohren, hämmern, fräsen, feilen, sie werden in die Arbeits-
gänge der Landwirtschaft eingeführt, kurz, sie werden mit Arbeiten be-
schäftigt, die normalerweise einen Lehrling angehen. Der polytechnische 
LInterricht wird ergänzt durch betriebstechnische Praktiken der Schüler 
in Fabriken und auf Kolchosen und durch außerschulische technische 
Zirkel. Welches Ausmaß der praktischen Unterweisung zugedacht ist, 



geht aus einer sowjetischen Richtlinie für einen idealen Tages-Lehrplan 
hervor:

„Es ist ...zu regeln, daß nicht mehr als vier Stunden auf den Un-
terricht, nicht weniger als zwei Stunden auf die produktive Arbeit 
und eine bis anderthalb Stunde auf die Leibeserziehung und den Sport 
entfallen.“

Es ist offensichtlich, daß diese Methode mit der Idee der Arbeits-
schule nur in Äußerlichkeiten übereinstimmt. Denn die Arbeitsschule 
will die Kinder zu praktischer Tätigkeit anhalten, um die Aneignung 
des Wissens zu fördern und zu vertiefen und um die Universalität der 
Persönlichkeit zu entwickeln. Die polytechnische Schule hingegen setzt 
sich die Aufgabe, im Schnellverfahren künftige Ingenieure, Techniker 
und Spezialarbeiter heranzuziehen. Dabei wird die technische Ausbil-
dung auf Kosten der universalen Bildung betrieben. Die allgemeinbil-
denden Schulen müssen einen Teil des Pensums übernehmen, der von 
Rechts wegen den Berufs- und Fachschulen zufällt.

Durch das polytechnische Verfahren sucht sich die Sowjetunion einen 
Vorsprung in der Heranbildung von Kadern für die Aufgaben des Atom-
zeitalters zu sichern. Schon im Jahre 195 5 warteten die sowjetischen 
Technischen Hochschulen mit 60 000 Absolventen auf, während die ent-
sprechenden Institute in den LISA nur 22 300, in England 3 000, in der 
Bundesrepublik 5 200 technische Spezialkräfte hervorbrachten. Dieses 
Zahlenverhältnis verschiebt sich zusehends zu Gunsten der Sowjetunion, 
die weit mehr Investitionsmittel und Stipendien für das Hochschulstu-
dium ausschüttet als der Westen. Als Ziel des laufenden Fünfjahrplans 
ist vorgesehen, daß die gesamte schulpflichtige Jugend der Sowjetunion 
die „Mittelschule“ — das ist die sowjetische Oberschule, die mit dem 
sowjetischen Abitur abschließt — absolvieren soll.

Dieses imposante und den Westen alarmierende Programm forcierter 
Volksbildung verliert freilich einiges von seinem Glanz, wenn man es 
etwas näher betrachtet. Es ist kaum anzunehmen, daß das Planziel einer 
allgemeinen höheren Schulbildung in absehbarer Zeit erreicht wird, 
denn bisher ist es den Sowjets noch nicht einmal gelungen, das Analpha-
betentum zu beseitigen, geschweige denn den Besuch der siebenjährigen 
sogenannten „Unvollständigen Mittelschule“ für alle Kinder zu gewähr-
leisten. Auch umfaßt die vollständige „Mittelschule“ nur zehn Klassen: 
infolge der Politisierung und Polytechnisierung des Unterrichts steht sie, 
was die Vermittlung von Bildungsgut angeht, weit hinter unseren höhe-
ren Schulen zurück. Geistige Kapazitäten kann man nicht heranzüchten 
wie Kaninchen; die technische Spezialisierung muß durch eine Persön-
lichkeitsbildung ergänzt werden, wenn sie wirklich fruchtbar werden 
soll. Souveränität und Initiative, Eigenschaften, die für wissenschaftlich-
technische Kräfte von Rang unerläßlich sind, können nur im Zuge eines 
Bildungsweges entwickelt werden, der auf Vermittlung geistiger Werte 
und weiter Horizonte aufgebaut ist. Die Sowjetunion hat einen Schritt 
getan, um ihr Bildungssystem den Anforderungen der Zeit anzupassen, 
indem sie von der totalitären Politschule zur technisch-naturwissen-
schaftlichen Schule übergegangen ist. Will sie im Wettkampf des Gei-
stes bestehen, wird sie über kurz oder lang den zweiten Schritt tun 
müssen, den Schritt zur universalen humanistischen Schule, die die phy-
sische und praktische Ausbildung der Kinder mit der geistigen vereint. 
Das aber wird dann nicht nur eine Verlangsamung der Ausbildungs-
dynamik mit sich bringen, sondern vor allem eine echte Förderung des 
allgemeinen geistigen Niveaus, womit das Regime des Ungeistes Vor-
aussetzungen seines eigenen Unterganges schafft.

Eine andere Errungenschaft der neuen pädagogischen Politik, die — 
wiederum äußerlich — an Leninsche Zeiten, an die Methode der Kollek-
tiverziehung Makarenkos, erinnert, stellt das Projekt der Internatschu-
len dar. Chruschtschow, der von der Idee offenbar persönlich angetan 
ist, erklärte:

„Es wäre zweckmäßig, Internatsdiulen (über diese Benennung ließe 
sich nodt diskutieren) zu erriditen und sie außerhalb der Stadtzentren 
auf gesunde Carten- und Waldbezirke zu verteilen. In solche Internat-
schulen sollten Kinder nur auf eigenen Wunsch der Eltern ausgenom-
men werden. Hier würden sie ständig leben und könnten sich an 
Feiertagen, in den Ferien und während der Freizeit mit ihren Eltern 

treffen . . . Die ungeheure Bedeutung einer solchen pädagogischen 
Einrichtung kann man kaum hodi genug veransddagen. Hierfür sollte 
an Mitteln und Anstrengungen nidtt gespart werden, denn sie machen 
sich hundertfach bezahlt.“

Es ist vorgesehen, daß die geschlossene, internatsmäßige Staatserzie-
hung „von der Geburt bis zur Reife" einmal alle sowjetischen Kinder 
erfassen soll. Das Projekt macht auf den ersten Blick den Eindruck einer 
beängstigenden Hypertrophie des totalitären Systems, wie sie der visio-
nären Phantasie Orwells hätte entsprungen sein können: eine Kaser-
nierung der gesamten Jugend des Landes, um sie dem Einfluß des Eltern-
hauses zu entziehen und unbehindert dem bolschewistischen Prägestock 
zu unterwerfen. Sicher ist die Begeisterung Chruschtschows für die Inter-
natschulen auf diesen verlockenden Gedanken zurückzuführen; die Par-
tei sieht eine Chance, um ihren mit Abbau des Zwanges dahinschwin-
denden Einfluß ideologisch zu festigen. In der sowjetischenj Bevölkerung 
und Lehrerschaft hat das Projekt denn auch schon eine Welle des Pro-
testes ausgelöst.

Zum Glück ist an eine totale Verwirklichung des Internatsystems 
überhaupt nicht zu denken. Die Regierung mußte ausdrücklich die Frei-
willigkeit des Beitritts zusichern (was allerdings jederzeit widerrufen 
werden kann), vor allem aber ist es vollkommen ausgeschlossen, die 
enormen Mittel für den Aufbau des Mammutunternehmens aufzubrin-
gen. So werden die Internatschulen, wie aus den neuesten Veröffent-
lichungen hervorgeht, wohl nur Bildungsanstalten einer Elite werden. 
In dieser Hinsicht gibt es zwei Möglichkeiten: entweder werden sie zu 
„Kaderschmieden“ der Staatsmacht entwickelt (analog zu Kadettenan-
stalten, Adolf-Hitler-Schulen usw.) oder zu exklusiven Erziehungsstätten 
für den Nachwuchs der Oberschicht (analog zu den englischen public 
schools). Welche Richtung das sowjetische Internatschulsystem einschla-
gen wird, ist noch nicht abzusehen; es hängt davon ab, wie der Macht-
kampf um die Führung im Staate ausgeht, welche der beiden rivalisie-
renden Kräfte, Parteiapparat oder Oberschicht, sich der Schulen bemäch-
tigen wird.

Auf dem Gebiete der öffentlichen Moral wurde eine Anzahl von 
Maßnahmen getroffen, um die Schere zwischen puritanischer Ideologie 
und der faktischen Zerrüttung der gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
schließen:

1. Milderung des „Klassenkampfes“ und des Terrors: Säuberung in 
der Geheimpolizei, Ansätze zu einer Strafrechtsreform, Umgestaltung 
im System der Zwangsarbeit, begrenzte Amnestie.

2. Ausbau der sozialen Einrichtungen und Liberalisierung der bisher 
drakonischen Arbeitsgesetzgebung, die für eigenmächtigen Arbeitsplatz-
wechsel, unentschuldigtes Fehlen, Ausschußarbeit u.ä. Freiheitsstrafen 
vorsah.

3. Ankündigung einer Arbeitszeitsenkung (7-Stunden-Tag) und eines 
Wohnungsbauprogramms.

4. Eine gewisse Lockerung des Verbots für Sowjetbürger, Kontakte 
mit Ausländern und dem Ausland zu unterhalten. Demobilisierung von 
Streitkräften.

5. Legalisierung der Abtreibung (1920 unter Lenin erlaubt, 1936 
unter Stalin verboten), wodurch die Regierung die katastrophalen Fol-
gen illegitimer Beziehungen und illegitimer Eingriffe unter Kontrolle 
zu bekommen hofft. Wiedereinführung der Koedukation in den Schulen.

6. Auffrischung des Vergnügungslebens (Unterhaltungsliteratur, Lie-
besthematik, Jazz). Kampagne für ein „frohes Jugendleben“ im Komso-
mol, dem kommunistischen Jugend verband.

7. Öffentliche und schonungslose Presseattacken gegen das „Hooli-
gan“-(Halbstarken-)LInwesen, den „Alkoholismus“ und die Ausschwei-
fungen in Kreisen der Sowjetbourgeoisie.

Das alles sind energische Schritte zu einer Normalisierung der Ver-
hältnisse, die — konsequent weitergeführt — das Antlitz der Sowjetge-
sellschaft verändern könnten. Allerdings muß man sich vor übertriebe-
nem Optimismus hüten, denn viele löbliche Vorhaben sind bisher aus 
dem Stadium der Versprechungen noch nicht herausgekommen.



Es scheint sich schlecht mit der allgemeinen Tendenz zur Liberalisie-
rung zusammenzureimen, daß die antireligiöse Propaganda unter den 
Nachfolgern Stalins eher verstärkt als abgeschwächt worden ist. Wir 
zitieren aus einem neueren sowjetischen Zeitungsartikel:

„Für die richtige, wissenschaftliche Erkenntnis der Natur sowie der 
Gesellschaft bildete die Religion, die ein lügenhaftes, entstelltes Welt-
bild vermittelt, das Bewußtsein der Menschen dadurch verdunkelt 
und ihre schöpferisclte Aktivität fesselt, stets ein Hindernis. Seit 
vielen Jahrhunderten behauptet die Religion hartnäckig, daß die Welt 
von Gott geschaffen wurde und sich nach seinem Willen entwidzelt. . . 
Heute treten die Verteidiger der Religion und des Idealismus, da sie 
nicht imstande sind, die großen Errungenschaften der modernen Wis-
senschaft, die immer tiefer in die Geheimnisse der Natur eindringt, 
zu verschweigen, für eine Aussöhnung zwischen Wissenschaft und 
Religion ein. Indessen hat die Relegion mit der Wissenschaft nichts 
gemeinsam. Die Argumente der Religion in Bezug auf die Unerkenn-
barkeit der Welt sind von Anfang bis zum Ende eine Lüge. Der mar-
xistische philosophische Materialismus vermittelt das allein riclrtige 
Weltbild . . .

Die kommunistische Erziehung der Werktätigen sowie der Kampf 
gegen die Überbleibsel des Kapitalismus im Bewußtsein der Sowjet-
menschen, wozu audr die Überwindung der religiösen Vorurteile ge-
hört, gewinnen unter den heutigen Bedingungen besondere Bedeu-
tung. In der sozialistischen Gesellschaft, in der die sozialen Wurzeln 
der Religion gesprengt sind, ersclrließt die systematische und plan-
mäßige Propaganda des wissenschaftlichen Wissens den Massen die 
große Kraft der führenden Wissenschaft, stattet sie mit den richtigen 
Vorstellungen über die Entwicl^lung der Natur und der Gesellschaft 

aus und bietet die Hilfe, das kulturelle und politische Niveau der 
Werktätigen, der Erbauer des Kommunismus zu heben."

Man versteht die Wiederbelebung der atheistischen Propaganda, 
wenn man sich die Folgen vergegenwärtigt, die der Abbau des Stali-
nismus für das kirchliche Leben im Ostblock mit sich gebracht hat. Der 
offene Terror gegen die Kirche und die Gläubigen hat nachgelassen. In 
den Volksdemokratien wurde die Verfolgung und Einkerkerung ver-
schiedener hoher geistlicher Würdenträger aufgehoben. Es könnte 
schließlich sein, daß selbst die russisch-orthodoxe Kirche, die innerhalb 
des intakten totalitären Systems ein gefügiges Werkzeug der Diktatur 
war, sich einmal auf ihre religiöse Verantwortung besinnt, dann aber 
stellt sie, als ein immer noch mächtiger Staat im Staate, eine außer-
ordentliche Gefahr für das Regime dar, das doch sonst keinerlei 
parteifremde Organisationsformen duldet. Wie stark die Ausstrahlung 
der Religion selbst in der Sowjetunion nach vierzig Jahren des Kirchen-
kampfes noch ist, geht aus den beredten Klagen der Sowjetpresse über 
häufige Rückfälle der Bevölkerung in den „Aberglauben“ hervor. In-
teressant ist, daß die religiösen Tendenzen vor allem in den Reihen 
der Jugend, der Komsomolzen, auftreten — offensichtlich ein spontaner 
Protest der jungen Menschen gegen die materialistische Verödung ihres 
Lebens.

Überblickt man das gesamte Feld der Erziehung und Moral, wie es 
sich heute in der Sowjetgesellschaft darbietet, so muß man feststellen, 
daß die Entwicklung hier besonders widersprüchlich verläuft. Anpassung 
an die realen Gegebenheiten, Besinnung auf Lenins revolutionäre Poli-
tik, Versuch der auf dem Rückzug befindlichen Partei, neue Verteidi-
gungsstellungen zu gewinnen — all diese Tendenzen verschmelzen und 
ergeben ein Übergangsstadium, das noch alle Möglichkeiten offenläßt.

Die Entwicklung in der Sowjetzone
Die Sowjetzone steht, was den Prozeß der Liberalisierung angeht, 

auf politischem wie kulturellem Gebiet weit hinter den meisten Volks-
demokratien und der Sowjetunion selbst zurück. Der Stellvertreter des 
Kulturministers, Abusch, äußerte sich dazu im SED-Zentralorgan, 
»Neues Deutschland“:

„In der Diskussion nach dem XX. Parteitag der KPdSLl und der 
3. Parteikonferenz der SED, die auch in unseren kunsttheoretischen 
Anschauungen manche dogmatische Erstarrung oder Liberreste von 
ihnen zu lösen beginnt, haben einige Künstler auf die Diskussion 
über diese Fragen in diesem oder jenem volksdemokratischen Land 
verwiesen und sich gewundert, daß sie bei uns sich teilweise anders 
entwickelt. Das hat seine guten Gründe: Wir haben eine andere 
nationale Situation in der DDR, im gespaltenen Deutschland — und 
wir haben auch eine andere Entwicklung in unserer Literatur und 
Kunst. Eine Gleichförmigkeit in der Diskussion wäre eine neue Art 
von Schematismus.“

Betrachten wir den ersten Grund für die Rückständigkeit der DDR, 
den Abusch anführt: „eine andere nationale Situation in der DDR, im 
gespaltenen Deutschland“.

Die Sowjetzone umfaßt nur einen Teil Deutschlands und steht einem 
demokratischen Staatswesen auf deutschem Boden, der Bundesrepublik, 
unmittelbar gegenüber. Unter diesen Umständen erscheint nicht ein 
liberaler resp, nationaler Kommunismus, ein „Neoleninismus" oder 
„Titoismus", der doch nur relative Verbesserungen bringen kann, als 
Alternative zum Stalinismus, sondern die Ausdehnung der im Westen 
schon etablierten demokratischen Verhältnisse auf das ganze Land, die 
Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit. Einem gemäßigten und 
autonomen kommunistischen Regime würde im Rahmen der Zone die 
Existenzbasis fehlen, denn der Kommunismus in welcher Form auch 
immer hält sich in Deutschland nur unter dem Druck der sowjetischen 
Truppen und der sowjetischen Geheimpolizei. Eine Milderung des 
Zwangssystems, die in anderen kommunistischen Ländern als bloße 
Evolution der politischen Verhältnisse in Erscheinung treten kann — 
wenn auch nicht ohne Schwierigkeiten —, würde in Mitteldeutschland 

sehr schnell auf eine Liquidation des kommunistischen Regimes über-
haupt hinauslaufen. Den Sowjets und ihren deutschen Kollaborateuren 
in der SED dröhnt noch das Echo der Bevölkerung auf ihren letzten 
liberalen Akt, die Proklamation des Neuen Kurses, in den Ohren: der 
Aufstand vom 17. Juni 195 3. Das ist die „andere nationale Situation 
in der DDR“, die den kommunistischen Machthabern in Mitteldeutsch-
land den Abbau des Stalinismus so schwierig macht.

Nun führt Abusch noch einen weiteren Grund für die kulturpolitische 
Stagnation in der Zone an: „eine andere Entwicklung in unserer Litera-
tur und Kunst“. Was versteht er darunter?

„Bei uns ist seit dem Sommer 1953 — mit Unterstützung von 
Partei und Regierung — ein beharrlicher, wenn auch nicht immer 
konsequent durdtgehaltener Kampf gegen Einengungen und Vul-
garisierungen, gegen Verarmung in den Themen und den Formen 
in der Literatur und Kunst geführt worden. Bei uns haben die Kultur-
schaffenden bereits im Jahre 1953 eine monatelange, leidenschaft-
liche Diskussion geführt gegen administrative Eingriffe in die schöp-
ferischen Fragen der Kunst, die während der Periode der Staatlichen 
Kunstkommission geschahen. Heute, den geschichtlichen Zusammen-
hang überblickend, wissen wir, daß unsere Auseinandersetzungen zu 
jener Zeit zutiefst schon mit der beginnenden Überwindung des Per-
sonenkults und seiner unschöpferischen Wirkungen auch in der Kunst 
zusammenhing.“
An dieser Darlegung ist so viel richtig, daß in der Tat im Sommer 

1953 eine monatelange, leidenschaftliche Diskussion um eine Liberali-
sierung des Kulturlebens geführt wurde. Diese Ansätze wurden aber 
nur allzu bald im Parteiterror erstickt. Wir können uns in diesem Zu-
sammenhang nicht damit beschäftigen, die kulturpolitischen Manöver 
der SED in den letzten Jahren im einzelnen zu untersuchen, sondern 
wollen uns mit der Äußerung eines kompetenten und wahrlich unvor-
eingenommenen Kronzeugen begnügen. Auf der 3. Parteikonferenz der 
SED im Jahre 1956, also drei Jahre nach jener angeblichen kulturpoli-
tischen Wende, die Abusch so rühmt, erklärte der kommunistische



Schriftsteller und sowjetzonale Nationalpreisträger Willi Bredel un-
widersprochen:

„Die schädlichen und hemntenden Folgen eines Dogmatismus als 
Folge eines sakrosankten Personenkults auf die Literatur und Kunst 
sind größer, als gemeinhin angenommen wird. Abgesehen davon, daß 
in vielen literarischen Werken die politischen Erfolge im wesent-
lichen einzelnen Persönlichkeiten zugeschrieben und damit die schöp-
ferische Initiative und die Leistung der Werktätigen ungeredttfertigt 
herabgemindert wurde, hat der Dogmatismus auch dazu geführt, daß 
sich die Schriftsteller und Künstler nur an fertige Sachverhalte und 
bereits gewonnene Erkenntnisse heranmachten, sie literarisch be-
schrieben und illustrierten. Dabei mußten sie selbstverständlich un-
weigerlich ins Schlepptau der Ereignisse kommen. Längst besteht Ein-
vernehmen darüber, daß die Kunst eine besondere Form der Erkennt-
nis und der Durchleuchtung der Wirklichkeit ist, daß sie sich also 
nicht darauf beschränken darf, bereits vorhandene Erkenntnisse zur 
künstlerischen Bearbeitung zu übernehmen. Das aber gerade wurde 
getan, und die Kunst wurde ihrer besten, ihrer schöpferischen Mög-
lichkeiten beraubt. Dies ist nun gewiß nicht der alleinige Grund 
des Zurückbleibens der Kunst und der Literatur bei uns, aber doch 
ein bedeutender. Lebensfremdheit, Unsicherheit in politischen und 
künstlerischen Fragen, mangelndes handwerkliches Können, vor 
allem aber Lebensfremdheit haben ein übriges dazu getan.“

Wie fatal die Lage in der Zone immer noch ist, wird in der Praxis 
dadurch unterstrichen, daß sich die Pankower Regierung außerstande 
sah, im Jahre 1956 auch nur einen einzigen Nationalpreis erster Klasse 
zu verleihen, weder auf dem Gebiet der Literatur und Kunst noch auf 
dem der Wissenschaft. Eine polnische Kunstausstellung, die in Ostberlin 
stattfand, erregte wegen ihrer für zonale Verhältnisse ganz unerhörten 
Modernität Stürme der Zustimmung bei der Intelligenz und Stürme der 
Empörung bei den Funktionären. Das Argument von Abusch, es sei 
schon 195 3 eine liberale Entwicklung eingeleitet worden, entpuppt sich 
also als ein Vorwand, um das Festhalten an stalinistischen Methoden, 
das aus politischen Gründen unerläßlich scheint, zu bemänteln.

Die kulturpolitischen Reformen, die nach dem XX. Parteitag in der 
Zone vorgenommen wurden, sind denkbar minimal. Da gab es — analog 
zur sowjetischen Entwicklung — eine Rehabilitierung der Agitprop-
Kunst, der kommunistischen Kunst der zwanziger Jahre. An einer sol-
chen Rehabilitierung war Kulturminister Becher persönlich interessiert, 
denn der einzig wertvolle Teil seiner Dichtung, sein expressionistisches 
Frühwerk, was bislang wegen des Agitprop-Charakters verfemt worden. 
Nun wurde in der sowjetzonalen Presse erstmals wieder von der revolu-
tionären Zeitschrift „Linkskurve“, von den Theaterspielgruppen „Rote 
Raketen“, „Rote Trommler“, „Rote Blusen“, von dem ersten kommu-
nistischen Agitationsfilm „Kuhle Wampe“ usw. usf. gesprochen. Ein 
Kapitel über die Agitprop-Bewegung der zwanziger Jahre, das noch im 
Vorjahr vom Amt für Literatur aus dem Brecht-Buch Dr. Schumachers 
gestrichen worden war, erschien nun auszugsweise sogar im Parteiorgan 
„Neues Deutschland“.

Überhaupt war Brecht der wesentliche Nutznießer dieser Renaissance. 
Noch im Januar 1956 hatte er auf dem Schriftstellerkongreß erklärt: 
„Die Theater der DDR gehören — betrüblicherweise, von meinem 
Standpunkt aus — zu den wenigen Theatern in Europa, die meine 
Stücke nicht aufführen . .Nach dem XX. Parteitag wurde nicht nur 
die Aufführung von Brecht-Stücken an verschiedenen Theatern in der 
Zone genehmigt, sondern auch das Verbot aufgehoben, von dem seit 
dem finsteren Jahre 1951 „Die Tage der Kommune“ und eine Reihe 
anderer Werke betroffen waren. In dem Nachruf, den die Akademie 
der Künste zu seinem Tode herausgab, wurde erstmals wieder „Das 
Verhör des Lukullus" positiv erwähnt, die Urfassung der umstrittenen 
Oper, die sich nach der von Brecht selbst auf Parteibefehl praktizierten 
Umarbeitung „Die Verurteilung des Lukullus“ nannte. Auch das alte 
revolutionäre Theater Piscators kam nach langer Diffamierung zu einer 
späten Anerkennung; es ereignete sich das Paradoxon, daß die Ost-
presse, die den Regisseur jahrelang als „Renegaten“ beschimpft hatte, 
nun plötzlich eine Piscator-Inszenierung im Westberliner Schillerthea-
ter, die von der westlichen Presse mäßig besprochen worden war, ein-

mütig lobte. Für die Schriftsteller und Künstler, die in Mitteldeutsch-
land arbeiten, bedeutet diese ganze kulturhistorische Revision, so er-
freulich sie im Interesse einer Wiederherstellung der geschichtlichen 
Wahrheit ist, herzlich wenig, denn eine Renaissance der kommunisti-
schen Agitprop-Kunst ist das letzte, was nottut.

Weiterhin wurden einige administrative Maßnahmen getroffen, die 
man aber beim besten Willen nur als Augenauswischerei bezeichnen 
kann. So wurde die verhaßte Zensurstelle, das Amt für Literatur, auf-
gelöst — und durch eine Hauptverwaltung Literatur des Kulturmini-
steriums ersetzt, der dieselbe Befugnis zufällt. So wurde die ständige 
Kontrolle der Partei über die Filmproduktion in Babelsberg abge-
schafft — doch werden die nunmehr autonomen Produktionsleiter von 
der Hauptverwaltung Film nach Gutdünken ein- und abgesetzt und die 
fertigen Filme durch eine amtliche Abnahmekommission zensuriert. Das 
ist dasselbe Täuschungsverfahren, das man 1953/54 zur Beschwichti-
gung der Intellektuellen anwandte, als man die Staatliche Kunstkom-
mission durch ein Ministerium für Kultur ersetzte.

Schließlich organisierte das Kulturministerium eine Diskussion, durch 
die es die Wellen der Opposition abzufangen und in das von der Partei 
zugerichtete Bett zu lenken hoffte. Obwohl auf der Konferenz der 
Literaturwissenschaftler in Ostberlin nur marxistische Theoretiker, An-
gehörige des privilegierten Parteiliteratentums, auftraten, wurden die 
Forderungen nach kultureller Freiheit, die eben die ganze Intelligenz 
ohne Rücksicht auf die spezielle weltanschauliche Orientierung bewegen, 
mit aller Deutlichkeit ausgesprochen. Der bekannte Leipziger Literatur-
wissenschaftler Prof. Hans Mayer polemisierte sehr geschickt gegen das 
anmaßende Auftreten Ulbrichts auf dem letzten Schriftstellerkongreß 
im Frühjahr. Ulbricht war das peinliche Mißgeschick unterlaufen, sich 
damals — wenige Wochen vor der offiziellen Entstalinisierung — aus-
gerechnet auf das Wort Stalins zu berufen, daß die Schriftsteller Inge-
nieure der menschlichen Seele seien. Mayer sagte dazu:

„Wir müssen uns heute fragen: Sind Schriftsteller wirklich Inge-
nieure der menschlichen Seele? Nach meiner Meinung ist das eine 
völlig falsche Auffassung. Die menschliche Seele ist kein Gegenstand, 
an den man einen Ingenieur heranlassen könnte. Die Analogie von 
Technik und Naturwissenschaft, auf die Arbeit des Schriftstellers an-
gewendet, zieht Verarmung nach sich. . . Hier sind meiner Ansicht 
nach die spezifischen Arbeitsmöglichkeiten der Wissenschaft und 
der Kunst verwechselt worden. Diese Verwechselung wirft die Frage 
auf, ob die Kunst mit der wissenschaftlichen Form der Aneignung der 
Wirkliclrkeit auskommt oder ob die künstlerische Aneignung eine 
besondere, qualitativ andere Art der wissenschaftlichen Aneignung 
von Wirklichkeit darstellt. Das letztere scheint mir der Fall zu sein; 
ist dies richtig, so kann man die Analogie zur Wissenschaft in dieser 
Form nicht geben.“

Da die kommunistische Parteiideologie als „Wissenschaft“ gilt, for-
mulierte Mayer auf diese Weise den Anspruch der Künstler, aus dem 
totalitären Mechanismus, aus der „Panpolitisierung“, wie er sagt, aus-
geklammert zu werden. Diese Bestrebung entspricht etwa der Mokauer 
Tendenz nach Freiheit der Form bei Loyalität des Inhalts. Der Publizist 
und Philosoph Wolfgang Harich, einer der klügsten Köpfe in der Par-
teiintelligenz, entdeckte denn auch rasch den kompromißhaften Charak-
ter der Formel und verschärfte den Akzent der Diskussion wesentlich:

„Ich glaube, daß wir bei der Beurteilung unserer Gegenwartslitera-
tur oft an falsche oder zweitrangige Probleme angeknüpft haben, 
z. B. an das Problem der formalen Meistersdtaft. Dieses Problem 
ist nicht sehr zentral. Es ist durchaus am Platze, sich auf den Primat 
des Inhalts zu besinnen und der Frage der ästhetischen Form eine 
zwar wichtige, aber doch nur abgeleitete Bedeutung beizumessen. .. 
Das Schlimme ist gewesen, daß in der Gegenwartsliteratur auch in-
haltlich vieles nicht gestimmt hat.“

Wie richtig diese Bemerkung die Schwäche der Mayerschen Position 
traf, wird ersichtlich, wenn man hört, daß der Leipziger Literaturtheo-
retiker in seinem Schlußwort als ein seines Erachtens positives literari-
sches Beispiel „Die Kommandeuse“ von Stefan Hermlin hervorhob. 
Diese Erzählung des namhaften kommunistischen Schriftstellers fiel aus 



dem Rahmen der üblichen Zonenliteratur, weil sie sich nicht naturali-
stischer, sondern surrealistischer Gestaltungsmethoden bedient, sie ist 
aber, was ihren Inhalt — die Verleumdung des 17. Juni als faschisti-
schen Putsch — angebt, so verlogen, daß sie sogar den Protest der 
Parteigenossen herausforderte.

Daß das Sowjetzonenregime die Forderungen nach künstlerischer 
Freiheit weder in der gemäßigten, von Mayer formulierten, noch in 
der radikaleren, von Harich angedeuteten Form zu akzeptieren gedenkt, 
wurde aus dem Auftreten des Kulturministers Becher deutlich. Er ver-
suchte, die Kritik an dem Niveau der Zonenliteratur zu bagatellisieren:

das Zitat eines „Klassikers“ die Daseinsberechtigung der Philosophie 
überhaupt zu bestreiten:

„Engels . . . sagt von dem modernen Materialismus, er ist ,wesent-
lich dialektisch und braucltt keine über den anderen Wissenschaften 
stehende Philosophie mehr. Sobald an jede einzelne Wissenschaft 
die Forderung herantritt, über ihre Stellung im Gesamtzusammen-
hang der Dinge und der Kenntnis von den Dingen sich klarzuwerden, 
ist jede besondere Wissenschaft vom Gesamtzusammenhang über-
flüssig. Was von der ganzen bisherigen Philosophie dann noch selb-
ständig bestehen bleibt, ist die Lehre vom Denken und seinen Ge-
setzen — die formelle Logik und die Dialektik. Alles andere geht auf 
in die positive Wissenschaft von Natur und Gescltichte.““

Ein anderer Teilnehmer der Diskussion erklärte:

„Der dialektische Materialismus erhebt bekanntlich den Anspruch, 
besonders nachdrücklich seit Shdanows viel berufener Diskussions-
rede auf der Moskauer Philosophen-Tagung 1947, ein Werkzeug der 
wissenschaftlichen Forschung zu sein. Ist er das wirklich? Sind z. B. 
die großen, auch weltanschaulich überaus bedeutsamen Entdeckungen 
der letzten Jahrzehnte, darunter die Quantentheorie, die spezielle 
und die allgemeine Relativitätstheorie, die Wellenmechanik, die Er-
gebnisse der Kernphysik irgendwie unter Anwendung der dialektisch-
materialistischen Erkenntnismethode zustande gekommen? Die Frage 
stellen, heißt sie verneinen! . . .

Es ist aber auch eine Tatsache, daß gerade diejenigen sowjetischen 
Naturwissenschaftler, die sich wohl am nachdrüddichsten auf den 
dialektisdien Materialismus als die unerläßliche Forsdtungsgrundlage 
ihrer gesamten theoretischen und experimentellen Arbeit berufen 
haben, teilweise zu Ergebnissen gekommen sind, von denen sid^ die 
Sowjetwissensdiaft heute mit aller Entschiedenheit und Schärfe 
distanziert, wie etwa von der .neuen Zellentheorie' Lepesdiinskajas 
und der ,neuen Arttheorie' Lyssenkos.“

Es ist nicht uninteressant, daß gerade der sehr kritische Harich den 
Wissenschaftlern, die sich um die Abschaffung der Philosophie bemüh-
ten, einen ganzen Katalog von Fragen vorhielt, die die prinzipielle 
Existenznotwendigkeit der Philosophie belegen. Er setzte den Hebel 
gegen den Doktrinarismus tiefer an:

„. . . gibt es eine Hierardtie der philosophischen und wissenschaft-
lidten Probleme derart, daß nicht jeder beliebige Irrtum auf jedem 
beliebigen Gebiet für die fundamentalen Interessen der Arbeiter-
klasse, ihrer Partei und ihres Staates gleichermaßen belangvoll ist. 
Um es konkret zu sagen, ist durdi idealistisdie Abweichungen eines 
marxistischen Psydwlogen oder durch eine unzulängliche Einsdiät-
zung der reaktionären und progressiven Seiten Spinozas bisher noch 
keine revolutionäre Partei dazu verleitet worden, eine falsdte Stra-
tegie und Taktik auszuarbeiten.“

Diese Auffassung Harichs macht Schluß mit dem unfruchtbaren Ge-
geneinander-Ausspielen von Kunst und Wissenschaft, Wissenschaft und 
Philosophie und fordert statt dessen, alle geistigen Phänomene, die 
nicht unmittelbar etwas mit der Politik zu tun haben, von der Partei-
Zensur zu befreien. Damit würde der Totalitätsanspruch des Kommu-
nismus zwar noch nicht aufgehoben, aber doch wesentlich gelockert 
werden. Die Partei schob dem sofort einen Riegel vor. Die Stellung-
nahme des Parteiorgans „Neues Deutschland , von einem seiner Chef-
redakteure verfaßt, durfte man als eine Willensäußerung der SED auf-
fassen, vorläufig nirgendwo im Kulturleben eine entschiedene Liberali-
sierung zuzulassen:

ist es mit der wissenschaftlidten Weltansdtauung des Marxis-
mus (der ein Ganzes bildet) kaum vereinbar, unwissensdtaftlidten 
Auffassungen auf bestimmten Gebieten in liberaler Weise einen 
Freibrief auszustellen, sie als läßliche .wenig belangvolle' Irrtümer 
hinzunehmen. Es wäre der wissenschaftlichen Klärung von Problemen 
audt kaum gedient, wenn unsere Wissenschaftler und Ideologen der 
vom Genossen Harich vertretenen Anschauung huldigen würden, nach 
der .eine begründete, von Einseitigkeit freie Entscheidung darüber, 
ob jemand geirrt hat, mit Sidterheit nur aus der Perspektive des 



liödiSthöhereH ErkenntHisstadiuM$ gefällt werden kann'. Es ist kein 
.übersteigerter ideologischer Purismus, wenn wir weder bereit sind, 
unwissenschaftlichen idealistischen Auffassungen Tür und Tor zu 
öffnen mit der Begründung, es gehe um angebliche wenig belangvolle 
Gebiete, etwa ,nur um Literatur, Philosophie oder Kunst noch 
unsere lebende Generation für so wenig denkfähig halten, daß sie 
nicht selbst entscheiden könnte, wo die Wahrheit liegt, sondern diese 
Entsdteidung erst ,dem nädisthöheren Erkenntnisstadium' der Ge-
schichte überlassen müßte."

Nach der ungarischen Revolution wurde die Diskussion unter 
den sowjetzonalen Intellektuellen von der SED rigoros unterbunden. 
Dr. Wolfgang Harich, Dozent an der Humboldt-Universität und Chef-
redakteur der „Deutschen Zeitschrift für Philosophie“, Walter Janka, 
Leiter des Aufbau-Verlages, des literarisch führenden Verlages der 

Zone, und eine Reihe anderer Intellektueller wurden als „Staatsfeinde" 
verhaftet. Die bekannten Leipziger Professoren Hans Mayer und Ernst 
Bloch mußten Verfolgungen über sich ergehen lassen. Bei den Mit-
arbeitern der „Deutschen Zeitschrift für Philosophie“ und der Aka-
demie der Künste in Ostberlin stellte der Staatssicherheitsdienst Ver-
höre an. Die Zeitschriften „Sonntag“, „Aufbau", „Wochenpost", 
, Eulenspiegel" wurden von Ulbricht selbst gemaßregelt und unter ver-
schärfte Parteikontrolle gestellt. Den Schlußstrich zog im „Neuen 
Deutschland“ der Minister für Staatssicherheit, Wollweber:

„Es ist selbstverständlidi, daß in der DDR keine .freie Diskussion' 
geduldet werden kann und darf, die zur Einsdimuggelung fremder 
antisozialistischer Ideologien führt. Darin bestehen gerade die Pläne 
und Absichten der Aufweichtaktiker in den politischen Zentralen des 
westlichen Auslandes . . ."

Der Aufstand der Intellektuellen
An den revolutionären Oktoberereignissen in den Volksdemokratien 

zerbrach die Konzeption einer „Leninistischen Renaissance". Es zeigte 
sich, daß es einen Mittelweg zwischen Diktatur und Demokratie auf 
weite Sicht nicht gibt. Ging schon Gomulkas „Wunder an der Weichsel“ 
über die Intentionen des XX. Parteitags hinaus, so trat in Ungarn die 
Demokratisierung weit über die von den Moskauer Ideologen so sorg-
sam gehüteten neoleninistischen Ufer. Angesichts des katastrophalen 
Deichbruchs, in dessen Folge weite Teile des Sowjetimperiums weg-
geschwemmt zu werden drohten, kehrte der Kreml zu den handfesten 
Methoden des Stalinismus zurück. Diese Reaktion erfaßte auch die 
Kulturpolitk, zumal ja die gefürchtete demokratische Revolution, der 
„Frühling im Oktober“, nicht zuletzt aus dem geistigen Leben heraus 
geboren worden war.

Vor allem drei intellektuelle Bewegungen waren es, die die bolsche-
wistische Führung mit einer panischen Angst vor der Macht des Geistes 
erfüllten:

1. Die Revolte der Intellektuellen in Polen.
2. Das Auftreten des Budapester Petöfi-Kreises.
3. Die Unruhen an den mitteldeutschen Universitäten und Hoch-

schulen.

In der polnischen Presse und im polnischen Kulturleben traten seit 
dem Jahre 195 5 fortgesetzt und in ständig zunehmendem Maße oppo-
sitionelle Tendenzen ans Licht, die auf eine energische Demokratisie-
rung drängten. Bereits im August 195 5 erschien Adam Wazyks be-
rühmtes „Gedicht für Erwachsene", das in den Worten gipfelt:

Wir appellieren!
Auf dieser Erde und im Namen von Menschen 
die von der Arbeit erschöpft sind — 
Wir appellieren!
Für Schlösser, die in die Tür passen,
für Zimmer mit Fenstern,
für Wände, die nidtt der Schwamm frißt.
Für die Ächtung des Papierkrieges, für 
Rüdtsicht auf die Zeit der Menschen, 
für einen Heimweg ohne Fährnis, 
für eine Untersdteidung zwischen Worten und Taten. 
Dafür appellieren wir 
hier auf dieser Erde — 
und lassen nidit mit uns würfeln um etwas, 
wofür Millionen kämpfend ihr Leben gaben!
Wir appellieren!
Für strahlende Wahrheit 
und für die Ernte der Freiheit, 
für flammende Vernunft, 
ja, für eine flammende Vernunft!.. .

Das Heft der Zeitschrift „Nowa Kultura", in dem das Gedicht er-
schien, war binnen kürzester Zeit ausverkauft; für ein Exemplar wurde 

im Schwarzhandel das Zwanzigfache des regulären Preises geboten. Das 
Zentralorgan der Kommunistischen Partei raffte sich zwar nach einem 
Monat zu einer Verurteilung des Gedichtes auf, konnte aber weitere 
Publikationen ähnlichen Charakters nicht verhindern. Immer mehr 
Intellektuelle, Schriftsteller und Journalisten, darunter viele Kommuni-
sten, immer mehr Zeitungen und Zeitschriften, an der Spitze die Stu-
dentenzeitschrift „Poprostu", die nach dem Oktoberumsturz für ihre 
tapfere Haltung mit einem Staatspreis ausgezeichnet wurde, griffen in 
die Auseinandersetzung ein. Im Frühjahr 1956 hieß es in einer Sendung 
von Radio Moskau: „Die ganze Nation nimmt jetzt an einer umfassen-
den und vollkommen aufrichtigen Diskussion über das Leben in Polen, 
die Irrtümer der Vergangenheit und die Aufgaben der Zukunft teil.. ." 
Die heikelsten Probleme, insbesondere hinsichtlich der Beziehungen zur 
Sowjetunion, wurden angerührt. Die Stalinisten machten einige An-
sätze, die Diskussion unter ihre Kontrolle zu bekommen, aber das 
gelang nicht einmal, als der Posener Aufstand die Flammenzeichen der 
Revolution an den polnischen Himmel malte. „Wir müssen uns im 
klaren sein“, erklärte auf einer Sitzung des Kulturrats der Schrift-
steller Bienkowski, der spätere Unterrichtsminister, „daß wir Zeugen 
von Ersdieinungen sind, die man als eine Revolution von gewaltigem 
Ausmaß bezeidmen muß ... Ich fürdtte allerdings, daß sich Mensdten 
finden werden, die die Revolution wieder hinter Gitter sperren möchten. 
Aber wir Intellektuellen müssen auf die Barrikaden gehen und die 
Revolution verteidigen.“ Die polnischen Intellektuellen formulierten die 
Losung vom „menschlichen Sozialismus", in deren Namen Gomulka auf 
dem historischen Oktober-Plenum des polnischen Zentralkomitees die 
Macht ergriff.

Die Schriftsteller Ungarns, unter ihnen der bedeutende Romancier 
Tibor Dery und der auch in Deutschland bekannte Dramatiker Julius 
Hay, organisierten Ende 195 5 einen offenen Widerstand gegen die 
Parteidiktatur. Wir können das Auftreten der Schriftsteller auf ihrer 
damaligen Tagung nur aus den Artikeln rekonstruieren, die anschlie-
ßend gegen die Revolte in der Parteipresse veröffentlicht wurden. Da 
hieß es:

„In der Sitzung des Sdtriftstellerverbandes haben gewisse Schrift-
steller über die Lage der Arbeiter und Bauern und ihren Lebens-
standard bourgeoise Verleumdungen vorgebradit. Unter dem Vor-
wand der Kritik haben sie eine feindselige Haltung gegen leitende 
Mitglieder und Funktionäre der Partei und der Regierung eingenom-
men. Sie leugneten die Notwendigkeit einer Lenkung der Literatur 
durch die Partei . . .

Die Schriftsteller weigern sich einfach, die Argumente der Partei-
autoritäten anzuerkennen. Es bleibt untragbar, wenn Literaten unter 
dem Vorwand, die Bürokratie in Partei und Kultur zu bekämpfen, 
die Berechtigung der gesamten Parteipolitik in Frage stellen und sich 
zu der Ansicht bekennen: .Ich glaube nur das, was ich selbst mit 
meinen fünf Sinnen wahrnehme. Nieder mit der Rechtfertigung durch 
den historischen Materialismus, lang lebe die Rechtfertigung durch 
Ethik und Moralt'u



Das Zentralkomitee forderte nachdrücklich die Unterwerfung der 
Schriftsteller und schloß Dery und andere aus der Partei aus. Die 
Schriftsteller widersetzten sich jedoch dem Parteibeschluß und wählten 
die Rebellen erneut in den Vorstand. Im März 195 6 begründeten sie in 
Budapest den inzwischen berühmt gewordenen Petöfi-Klub. Der Klub, 
der als ein Forum der Intellektuellen gedacht war, führte seinen Namen 
nach dem größten Dichter der Nation, Sandor Petöfi, der 1849 — 
26jährig — im Freiheitskampf gegen die russischen Truppen fiel. Im 
Klub scharten sich die frondierenden Intellektuellen um den damals 
diffamierten ehemaligen Ministerpräsidenten Imre Nagy, um den grei-
sen Literaturkritiker Georg Lukacs und um die Witwe des von Stalin 
ermordeten Nationalkommunisten Laszlo Rayk. Höhepunkt im 
Wirken des Petöfi-Kreises war der denkwürdige Mittwoch im Juni, 
der eigentliche Vorabend der ungarischen Oktoberrevolution. An die-
sem Abend erhob Tibor Dery die historische, folgenschwere Forderung 
nach einer „neuen Revolution". Nicht 1945 habe die Befreiung Ungarns 
stattgefunden, rief Dery unter dem Beifall der anwesenden Intellektuel-
len und Arbeiter aus, sie beginne vielmehr erst jetzt. Die Lawine, die 
an diesem Mittwoch im Petöfi-Klub ins Rollen kam, war vom Regime 
nicht mehr aufzuhalten; über den Sturz des stalinistischen Satrapen 
Rakosi, die gespenstische Exhumierung der ermordeten Titoisten, die 
von Hunderttausenden noch einmal zu Grabe getragen wurden, die 
Studentendemonstrationen vom 23. Oktober 1956, an deren Spitze die 
Intellektuellen des Petöfi-Kreises marschierten, führte die Entwicklung 
in gerader Linie zum Volksaufstand.

Nach der sowjetischen Intervention wurde Georg Lukacs zusammen 
mit Imre Nagy und Julia Rayk nach Rumänien deportiert; die Schrift-
steller Julius Hay, Zoltan Zelk und Tibor Tardos wurden verhaftet; 
Tibor Dery wurde in Hausarrest genommen; die Verbände der Schrift-
steller und Journalisten wurden aufgelöst.

Die Unruhe unter den mitteldeutschen Studenten begann mit der 
Diskussion um das sogenannte Gesellschaftswissenschaftliche Grund-
studium. So trat beispielsweise auf einem Kongreß junger Künstler, der 
im Juni 1956 stattfand, eine Musikstudentin auf und erklärte, man 
möge sie in Zukunft mit dem Unterricht in Politökonomie verscho-
nen, es sei für ihre Ausbildung gewiß nützlicher, wenn sie diese Stun-
den zum Eiben an ihren Instrument verwende. Solche und ähnliche 
Ansichten wurden überall in sowjetzonalen Hochschulkreisen laut. 
Natürlich vertraten die Studenten der Zone schon immer diese negative 
Meinung über das Politstudium, aber erst die Unsicherheit, die die 
kommunistischen Hochschulfunktionäre im Zuge der Entstalinisierung 
ergriff, erlaubte es, über diese Frage offen zu diskutieren.

Zu dem umstrittenen, politisch orientierten Pflichtstudium, das den 
gesamten Bildungsweg jedes sowjetzonalen Studenten begleitet, kann 
man folgende Disziplinen rechnen: Grundlagen des Marxismus-Leninis-
mus, Politische Ökonomie, dialektischer und historischer Materialismus 
sowie Unterricht in Russischer Sprache und Literatur und Wehrsport. 
Über das quantitative Ausmaß dieses politischen „Studium generale“ 
geben einige Zahlen Auskunft: Nach dem Studienplan für Rechtswissen-
schaften entfielen von 3459 Unterrichtsstunden, die insgesamt für ein 
vierjähriges Studium vorgesehen waren, 1041 auf den politischen Part 
(einschließlich Pflichtsport). Bei den Historikern kamen auf insgesamt 
4064 Stunden 15 59 politische, bei den Philosophen auf insgesamt 445 5 
Stunden 1406 politische. Man kann also sagen, daß das Politstudium 
annähernd ein Drittel vom Umfang des Gesamtstudiums ausgemacht 
hat. Nach den neuen Studienplänen, die unter den Auspizien des 
XX. Parteitags festgelegt wurden, ist das Ausmaß des Grundstudiums 
insofern etwas reduziert worden, als die Zahl der obligatorischen 
Studienveranstaltungen überhaupt auf ein erträgliches Maß begrenzt 
wurde.

Begreiflicherweise ist das Gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium 
den Studenten verhaßt, als Instrument der Gesinnungsknebelung und 
Gesinnungsschnüffelei ebenso wie als unsinnige und unproduktive Ver-
geudung kostbarer Studienzeit. Selbst bei einigen kommunistischen 
Funktionären, vor allem aber den Fachdozenten, dämmerten mit der 
Zeit Zweifel an der Nützlichkeit des Politunterrichts, denn die 
fachliche Qualifikation des wissenschaftlichen Nachwuchses in der Zone 

wurde durch die Überbelastung des Studiums mit politischem Ballast 
erheblich beeinträchtigt. Dennoch gab das Staatssekretariat für Hoch-
schulwesen, hinter dem das Zentralkomitee der SED steht, nicht nach. 
Unter dem Eindruck der Ereignisse in Polen und Ungarn machte sich 
die Empörung der Studenten schließlich in offenen Demonstrationen 
Luft. Vor allem an der Humboldt-Universität Ostberlin, der Karl-Marx-
Universität Leipzig, der Martin-Luther Universität Halle, der Techni-
schen Hochschule Dresden, aber auch in anderen Städten, kam es zu 
Protestkundgebungen und illegalen Flugblattaktionen. Die Studenten 
forderten:

Abschaffung des obligatorischen Russisch-Unterrichts und des Ge-
sellschaftswissenschaftlichen Grundstudiums.

Gründung eines Fachverbandes der Studentenschaft, der von der 
Staatsjugendorganisation FDJ unabhängig ist; Einrichtung von frei 
gewählten Studentenräten, denen ein Mitbestimmungsrecht an den Uni-
versitäten und Hochschulen zuzusichern ist.

Lückenlose Berichterstattung über die Vorgänge in Polen und Un-
garn.

Die SED sah sich genötigt, hohe Funktionäre, Mitglieder ihres Polit-
büros und des Zentralrats der FDJ, zu den einzelnen Universitäten zu 
entsenden, wo sie durch Beschwichtigungen und Drohungen auf die 
Studenten einzuwirken versuchten. Ulbricht selbst nahm in der „Volks-
kammer“ zu den Vorgängen Stellung. Das Staatssekretariat für Hoch-
schulwesen beeilte sich, auf Vorschlag des Zentralrats der FDJ einige 
— freilich belanglose — Zugeständnisse zu machen, so die Hinzuziehung 
einer zweiten Fremdsprache außer dem Russischen zum Staatsexamen, 
die Möglichkeit einer fakultativen Aneignung dieser Sprachen, die Er-
setzung der Zwischenprüfungen in den Gesellschaftswissenschaften durch 
Seminarscheine u. ä. Die Unruhen hielten jedoch bis Jahresende an und 
schwelen unterirdisch weiter.

Eine zusammenfassende Einschätzung der gesamten Bewegung unter 
den Intellektuellen, wie sie sich den Stalinisten darbietet, gab das Mit-
glied des SED-Politbüros, Kurt Hager:

„ . . . Von reaktionären und verwirrten Elementen im Petöfi-Kreis 
wurde seit Monaten die gesamte Politik der Partei der Werktätigen 
und der Regierung der ungarischen Volksrepublik in den Schmutz 
gezogen und als fehlerhaft bezeichnet. Die Jugend, die noch wenig 
Erfahrung im Klassenkampf besitzt, wurde durch unklare und prahle-
rische Reden verwirrt. Nationalistische und antisowjetische Stimmun-
gen wurden entfacht. Mitglieder des Petöfi-Kreises schürten unab-
lässig durch demagogische Artikel das Mißtrauen gegenüber den 
leitenden Funktionären der Partei und Regierung . . .

Auch in Polen gibt es bei Teilen der Intelligenz das Bestreben, die 
bisherigen Errungenschaften des sozialistischen Aufbaus zu leugnen 
und nur die Fehler der Vergangenheit zu sehen. Gegner der Zu-
sammenarbeit der sozialistischen Völker und der Freundschaft mit 
der Sowjetunion, der Einheit der Arbeiterklasse und des wissenschaft-
lichen Sozialismus haben in verschiedenen Zeitschriften der Intelli-
genz eine Plattform gefunden . . .

Ist es ein Zufall, daß Dr. Harich und seine feindliche Gruppe mit 
bestimmten Vertretern des Petöfi-Kreises Verbindungen unterhielt? 
Kann man es als einen Zufall ansehen, daß auch bei uns verschie-
dentlich der Versuch unternommen wurde, eine negative, zersetzende 
Kritik an Partei und Regierung zu entwickeln und besonders an 
Universitäten und Hochschulen Forderungen aufzustellen, die auf 
eine ,Liberalisierung“, auf die Einführung einer westlichen bürgerlich-
kapitalistischen Demokratie und letzten Endes auf die Restaurierung 
des Kapitalismus hinauslaufen? . . .

So wurde durch kleinbürgerliche Prinzipienlosigkeit und Heul-
meierei der geistige Nährbodett bereitet, der es Ende Oktober den 
von langer Hand auf diesen Tag vorbereiteten konterrevolutionären 
Kräften gestattete, sich die Unzufriedenheit der Volksmassen zu-
nutze zu machen und zu Aktionen gegen die volksdemokratische 
Ordnung überzugehen."



Es ist vom Standpunkt der Stalinisten aus nur zu verständlich, daß 
sie den Geist, der einige Flügelschläge wagte, rasch wieder in den Käfig 
sperren möchten. In der Sowjetunion, an deren Universitäten es eben-
falls zu Demonstrationen gekommen ist, werden in bewährter Manier 
Kampagnen geführt gegen den „Formalismus",' der sich seit dem XX. 
Parteitag ausgebreitet hat, gegen den Impressionismus in der Malerei 
und gegen das gerade erst rehabilitierte Revolutionstheater der zwan-
ziger Jahre, gegen die „zu weit gegangenen“ Philosophen und Histo-
riker. Der Roman „Nicht vom  Brot allein“ von Dudinzew, dessen an-
klägerische Sittenschilderung die studentische Jugend und Schriftsteller-
kreise aufrührte, wurde verworfen. Aber gerade in der Diskussion um 
den Roman von Dudinzew zeigte sich, daß die sowjetischen Intellektu-
ellen offenbar nicht bereit sind, die mühsam errungenen Fortschritte 
widerstandslos aufzugeben. So sagte der bekannte Schriftsteller Pau-
stowski: •

„Das Gewissen des Schriftstellers Muß in vo IIcm  Einklang mit deM 
Gewissen seines Volkes sein. Dudinzew hat jeneiit Unbefriedigtsein

Ausdruck verliehen, das in uns allen lebt: die Beunruhigung über 
das Moralische Antlitz des Sowjetutenschen und unserer Kultur..,'"

Es wird dem Kreml schwerfallen, diese Unruhe des Geistes und des 
Gewissens jemals wieder zum Schweigen zu bringen, zumal die Chi-
nesen, der andere Pol des kommunistischen Lagers, um der wachsenden 
Verödung ihres geistigen Lebens zu begegnen, einen Feldzug zur Libe-
ralisierung des Kulturlebens eröffneten: „Alle Blumen sollen blühen 
und alle Lehren miteinander wetteifern.“

Anmerkung:
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